
Entwurf für die öffentliche Auslegung

Beoründunq zur Satzunq der Stadt Oldenburq (Oldb)

betreffend den

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. {8 b
(Schlossplatz/Berliner PlaE - LzO)

Stand: ASB 02.03,2006

Anlass und Ziele der Planuno

Durch die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 18 b werden die
VorausseEungen die Errichtung eines Neubaus für die Landessparkasse zu Oldenburg
(LzO) am Schlossplatz geschaffen.

Das Vorhaben ist Bestandteil einer städtebaulichen Neuordnung für einen Teilbereich am
östlichen Rand der Innenstadt, zwischen dem denkmalgeschützten Schlossbereich, dem
MarktplaE, der Alten Post und Galeria-Kaufhof. Aufgrund der beabsichtigten Aufgabe des
Hallenbad-Standortes am Berliner PlaE steht der Stadt ein hochwertiges Areal für eine
innerstädtische Entwicklung zur Verfügung.

Zur Beplanung des gesamten Areals hat die Stadt Oldenburg einen Wettbewerb ausgelobt.
Zielsetzung ist die Neuordnung des Areals durch, ein Einkaufszentrum mit Shopping-Mall
und integriertem Parkhaus sowie durch den Neubau der Landessparkasse zu Oldenburg
LzO und durch Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen der Bremer Landesbank BLB. Mit
den Bauvorhaben wird die städtebauliche und architektonische Situation am SchlossplaE
entscheidend verbessert werden.

Die Stadt hat für den Wettbewerb folgende Rahmenbedingungen für die LzO vorgegeben,
die in das städtebauliche und architektonische Konzept integriert wurden.

. Der Neubau der Landessparkasse zu Oldenburg (LzO) soll im Anschluss an das
Einkaufszentrum entstehen. Die Landessparkasse wird ihre Zentrale mit den
Verwaltungseinheiten an einen anderen Standort verlegen. Am jeEigen historischen,
innerstädtischen Standort soll die Präsenz der LzO in Gestalt des "Stammhauses"
erhalten bleiben, in die die im Besi? der Landessparkasse befindliche historische
"Schlosswache" angemessen zu integrieren ist.

. lm Zusammenhang mit dem Bau des Einkaufszentrums müssen die bisherigen
Stellplätze der LzO im Tiefgeschoss und die Zufahrtsrampe aufgegeben werden. Bis zu
70 StellpläEe der LzO sind im künftigen Parkhaus des Einkaufszentrums
nachzuweisen. Mit dem Bau des Parkhauses sind verkehrstechnische und bauliche
Anpassungsmaßnahmen für das vorhandene Straßennetz des östlichen Wallringes
erforderlich. So ist u.a. gegebenenfalls die Lichtsignalsteuerung des Stautorkreisels
anzupassen, die Rechtsabbiegerspur aus der Poststraße in die Mühlenstraße ist, wie
der Einmündungsbereich der Mühlenstraße, umzubauen. Zu nennen ist hier ebenfalls
die Einbeziehung des neuen Parkhauses in das vorhandene Parkleitsystem und die
Verlegung der bisherigen Bushaltestelle vor dem Hallenbad.

Gewinner des Wettbewerbs ist das Büro KSP Architekten Engel und Zimmermann, die für
die Beplanung des Areals folgendes Konzept vorsehen:

Durch den Neubau der LzO und des Einkaufszentrums ,,Schlossgalerie" erfährt das
städtebauliche Umfeld des Oldenburger Schlosses eine Umgestaltung, die sich stark an
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der historischen Situation orientiert. Der nördliche Teil des SchlossplaEes erhält durch eine
neue Randbebauung wieder seine ursprüngliche räumliche Fassung. Die Randbebauung
besteht aus dem Abschnitt der LzO und dem Abschnitt der Schlossgalerie. Die geplante
Neubebauung stellt das charakteristische Gegenüber von freistehendem Schloss und
rahmender Randbebauung grundsäLlich wieder her. Die Flucht ist bereits in den Vorgaben
zum Wettbewerb mit einem Abstand von 40 m von der nördlichen Schlossfassade
festgelegt worden und liegt damit ca. 5 m weiter südlich als die historische Bauflucht der
Marstallgebäude. Dies stellt einen stadträumlich vertretbaren Kompromiss bei der
Definition des Baufeldes für die Schlossgalerie dar. Die Proportion des Raumes ist zwar
durch Abstand und Höhe der Randbebauung verändert, belässt jedoch dem Schloss
eindeutig die Dominanz und die solitäre Stellung.

Das Gebäude der LzO wird über Zugänge an die Mallsysteme des Einkaufszentrums
angebunden, wodurch eine Anbindung an die umgebenden Straßen der Altstadt gesichert
wird.

Die Wettbewerbsergebnisse wurden im weiteren konkretisiert und sollen nunmehr in eine
Bauleitplanung umgesetzt werden. Hiezu stellt die Stadt Oldenburg folgende Pläne auf:

Vorh. B-Plan 18 a Schlossgalerie

Vorh. B-Plan 18 b LzO + Schlosswache

Vorh. B-Plan 18 c Bremer Landesbank + Häusing

Vorhabenträger PANTA

Vorhabenträger LzO

Vorhabenträger BLB
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Einzelheiten hiezu trift jeweils der Durchführungsvertrag, der zwischen dem jeweiligen
Vorhabenträger und der Stadt Oldenburg abzuschließen ist und in dem sich der
Vorhabenträger zur Durchführung der Maßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist und
zur Tragung der Planungs- und Erschließungskosten ganz oder teilweise verpflichtet.

Der Schlossplatz wird dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 18 b mit dem
Abschnitt, der sich auf den Grundstücksflächen der LzO befindet, zugeordnet. Der
verbleibende Bereich des Schlosspla2es ist nicht Gegenstand des Vorhabenbezogenen B-
Planes Nr. 18 b, wird aber in die Gestaltung der Freiflächen mit einbezogen. Die detaillierte
Gestaltung des Platzes ist nicht Gegenstand des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes,
sondern wird im Durchführungsvertrag geregelt.

Ku rzbesch reibu nq des Vorhabens u nd städtebaul iche Beq ründuno
(vergl. Teil B und C der Satzung)

Die Landessparkasse zu Oldenburg plant den Abriss des vorhandenen Gebäudes am
SchlossplaE und die Errichtung eines Neubaus für ein Bankgebäude, wobei das
Baudenkmal ,,Schlosswache" in das NuEungskonzept integriert wird.

ln den Gebäuden werden die Filialdirektion Oldenburg-City, die Filiale Markt sowie weitere
kundennahe Bereiche untergebracht. Verbindendes Element zwischen dem Neubau und der
Schlosswache ist eine sogenannte ,,Glasfuge", die ein SB-Foyer enthält und mit einer
transparenten Glaswand und einem Glasdach gefasst wird. Durch einen direkten Übergang
an die Schlossgalerie wird die LzO in das innere WegeneE des Einkaufsquartiers in der
Schlossgalerie integriert.

Die Schlosswache soll u.a. für die Kundenberatung genutzt werden. Der Neubau wird für
allgemeine Bankdienstleistungen, für Büro-, Besprechungs- und Beratungsbereiche sowie



Sozial- und Veranstaltungsräume genutzt und beinhaltet eine flexible Raumstruktur, die
offen ist fiir Veränderungen der Organisationsstruktur. Das Vorhaben lässt im Erdgeschoss
durch die großzlrgigen Räumlichkeiten eine flexible NuEung zu. Hier können entsprechend
den im Wettbewerb vorgegebenen Rahmenbedingungen neben einer Kundenhalle
Räumlichkeiten für Foyer, Empfang, Ausstellungen, Beratungen und Begegnungen
bereitgehalten werden.

Die baulich/räumliche Gestaltung des Vorhabens begründet sich wie folgt:

Der nördliche Teil des Schlossplatzes erhält durch eine neue Randbebauung aus dem
Abschnitt der LzO und dem Abschnitt der Schlossgalerie wieder seine ursprüngliche
räumliche Fassung. In Höhe, Geschossigkeit und Tiefenstaffelung weichen die beiden
Abschnitte leicht voneinander ab. Dies entspricht im GrundsaE der Differenziertheit der
historischen Situation, die bei aller Ahnlichkeit in der Geschossigkeit und Traufhöhe aus
drei eigenständigen Gebäuden bestand.

Der Abschnitt der LzO entspricht sinngemäß dem des ehemaligen Kavaliershauses,
während der Abschnitt der Schlossgalerie in etwa die Ausdehnung der Marstallgebäude
einnimmt. Anders als bei der historischen Raumkante liegt das Gebäude der LzO jedoch

nicht in der Flucht der Schlosswache, sondern bleibt parallel zur Nordfassade des
Schlosses. Dadurch wird die Schlosswache in der Blickachse des Berliner Platzes etwas
stärker freigestellt und zum Umlenkpunkt der Raumkanten beider Platzteile. lm Wettbewerb
war hier noch eine vermittelnde Flucht vorgeschlagen worden, die jedoch stadträumlich
einen sehr unentschiedenen Eindruck vermittelt hätte.

Die Gebäudeflucht der Schlossgalerie als primäre Raumkante seEt sich in der Flucht des
höheren Teils der LzO mit ebenfalls fünf Geschossen fort. Nach Süden tritt ein
dreigeschossiger Baukörperteil ca. 5 m vor diese Flucht und bildet die maßstäbliche
Überleitung auf die Schlosswache.

Die Raumkanten der an die Schlosswache angrenzenden Gebäude (LzO im Osten und
Schlossgalerie im Norden) werden jeweils parallel zu deren Außenwänden gestellt. Dadurch
entsteht eine sehr elementare bauliche Rahmung des historischen Gebäudes, die seiner
eigenen klaren Baukörperform entspricht und auch eine konstruktiv sehr reduzierte
Ausführung der Glasüberdachung dieses Zwischenraums ermöglicht. Die Schlosswache
wird optisch wieder freigestellt, indem der Übergang zu den rahmenden Baukörpern durch

eine Stahl-Glas-Konstruktion hergestellt wird.

Die geplante Neubebauung stellt das charakteristische Gegenüber von freistehendem
Schloss und rahmender Randbebauung grundsätzlich wieder her. Die Proportion des
Raumes ist zwar durch Abstand und Höhe der Randbebauung verändert, belässt jedoch

dem Schloss eindeutig die Dominanz und die solitäre Stellung.

Für die Gestaltung der Freiflächen Schlossplatz und Berliner PlaE. wurden im Ergebnis
des städtebaulichen Wettbewerbs die Grundzüge dahingehend festgelegt, dass nur wenige
elementare Gestaltungsmittel eingesetzt werden. Ein einheitliches Pflaster auf
Schlossplatz und Berliner Platz soll deren Zusammengehörigkeit betonen. Der Grünstreifen
um das Schloss wird etwas verschmälert und läuft entlang der beiden Hauptfassaden zum

Platz hin durch. Unterbrochen wird er nur dort, wo sich in der Fassade eindeutig betone

Eingänge befinden, beim Hauptportal und bei der früheren Durchfahrt zum Schlosshof.
Durch die Reduzierung des Grünstreifens wird der PlaE in Richtung Wallanlagen geöffnet

und nimmt die historische Situation in Ansätzen wieder auf. Eine doppelte Baumreihe
zwischen der Straße ,,SchlossplaE" und dem PlaE selbst macht die historische Trennung
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beider Räume deutlich. Der Abstand der Bäume und die Höhe des Kronenansatzes soll
jedoch eine optische Durchlässigkeit gewährleisten und die südliche Randbebauung auch
vom Platz aus wahrnehmbar machen. Die detaillierte Gestaltung des Pla2es ist nicht
Gegenstand des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, sondern wird im
D u rchfü h ru ngsvertrag geregelt.

Rahmenbedinounqen

Bestehende Rechtsverhältn isse

Der Flächennutzungsplan 1996 stellt die Flächen im Planbereich als Kemgebiet dar.
lm Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und der näheren
Umgebung sind keine rechtskräftigen Bebauungspläne vorhanden. Als Art der baulichen
NuEung kann für das Areal analog zur Darstellung des FlächennuEungsplanes nach
derzeitiger Rechtsaussage ein Kerngebiet (MK) angenommen werden.
Für einen Teilbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gelten örtliche
Bauvorschriften über die Gestaltung vom 1S.05.2001.

Zudem gilt eine Gestaltungssatzung für Werbeanlagen vom 01.07.1991, diese bleibt
unverändert. Der Landessparkasse wird hiervon abweichend gestattet, an geeigneten
Stellen die Schriftzüge ,,Landessparkasse zu Oldenburg" sowie weitere sparkassenübliche
Werbeanlagen anzubringen (Sparkassenzeichen" S.", Hinweis auf Geldautomaten, etc.).
Größe und Annordnung der Werbeanlagen werden im Baugenehmigungsverfahren
geregelt.

Der SchlossplaE ist als denkmalgeschütäer Bereich festgelegt,

Die angrenzenden Wallanlagen und der Bereich des Schlosses sind als
La ndschaftssch utzgebiet festgelegt.

örfliche Geoebenheiten

Nutzunosstruktur / Baulich-räumliche Strukturen

Das Plangebiet in der seit dem Mittelalter besiedelten Oldenburger Kernstadt befindet sich
in einem denkmalpflegerischen Interessenbereich.

Flächen im Geltunqsbereich des vorhabenbezoqenen Bebauunosplanes

Das Plangebiet gehört zur Innenstadt und stellt sich als bebauter Bereich mit Freiflächen
dar. Der Planbereich erfasst die Gebäude der Landessparkasse zu Oldenburg (LzO) mit
angrenzenden Freiflächen des SchlossplaEes. Von historischer Bedeutung auf dem Areal
sind das 1831 errichtete Gebäude der ehemaligen Schlosswache (Alte Wache). Die
Schlosswache ist auf ihrer Rückseite über einen Verbindungsbau an die vorhandenen
Gebäude der Landessparkasse zu Oldenburg (LzO) angeschlossen. Der LzO-Komplex
besteht aus einem Altbau östlich der St. Lamberti-Kirche und einem in den Jahren 1960/61
entstandenen Erweiterungsbau. Beide Gebäude sind im Zuge der Neuplanungen
abgängig. Der SchlossplaE stellt sich als versiegelte Fläche mit einer Pflasterung aus
Natursteinfeldem und einer Betonsteinbänderung dar.

Unmittelbar an das Vorhaben anorenzende Flächen

An das Plangebiet grenzen die Gebäude der Bremer Landesbank (BLB) mit angrenzender
Häusing und August-Hinrichs-Hof sowie das brachliegende abgängige ehemalige
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Hallenbad.

Als größere Freiflächen sind nördlich des Hallenbads ein Parkplatz und südlich der Berliner

PlaE mit angrenzender Grünanlage sowie südwestlich der Schlossplatz zu nennen. lm

Anschluss an den nördlichen ParkplaE befindet sich die Zufahrt zu einer Tiefgarage.

Zur Straße "Am SchlossplaE" wird der Platz durch eine Grünanlage mit Baumpflanzung

begrenzt. Der westlichen Schlossfassade ist ein Pflanzstreifen vorgelagert.

Die Gestaltung des Berliner PlaEes vor der Nordseite des Schlosses setzt sich vom

angrenzenden Schlossplatz ab. Dort befindet sich eine tiefe Rasenfläche, die nicht mit der

historischen Situation korrespondiert. lm Pflasterbereich des sÜdlichen Berliner Pla2es ist

das sogenannte "Berliner Denkmal" aufgestellt, eine Gruppe lebensgroßer Bronzebären.

Vor der dem Schloss zugewandten Seite des Hallenbades sind wabenförmige Pflanztröge

und Baumscheiben angeordnet.

Weiteres Umfeld des Planqebietes

Nördlich der o.g. Häusing befindet sich ein in den 1960er Jahren errichteter

Gebäudekomplex, der die nach dem Entwurf Egon Eiermanns typischen Keramik-

Fassaden in Wabenstruktur aufweist und der heute von der Galeria Kaufhof als Kaufhaus

genutä wird. lm Nordwesten an der Kreuzung Achternstraße/Ritterstraße wird von diesem

Komplex ein Altbau umschlossen, in dem eine Buchhandlung angesiedelt ist. Daran

schließen nördlich der Ritterstraße Einzelhandel und Dienstleistungen sowie das Parkhaus

der Galeria Kaufhof an.
Die Bebauung der an die Mühlenstraße anschließenden Blockstruktur entstand zu großen

Teilen in den leEten Jahzehnten. Den nördlichen Abschluss des Komplexes bildet die

Hauptpost mit einem 19OO -1902 errichteten, dreigeschossigen Bauwerk im Stil der

niederdeutschen Renaissance, die Ziegel mit Sandstein sowie reichem plastischen

Schmuck kombinierte. Ein postmoderner Anbau an der Kreuzung Mühlenstraße/Poststraße

stammt aus dem Jahr 1988.

Westlich des Plangebietes grenzen der Marktplatz mit Lambertikirche, Rathaus, das

Verwaltungsgericht und das im Jahr 1831 erbaute, so genannte Kammergebäude, heute

genutzt durch Landesbehörden. Die Hauptfront des Kammergebäudes orientiert sich zur

Lamberti-Kirche dessen gotischer Urbau auf das Jahr 1224 datiert wird und dessen

heutiges, im Laufe der Jahrhunderte wechselndes Erscheinungsbild auf einen

neogotischen Umbau im Jahr 1887 zurückzuführen ist. Bei dem Gebäude des Rathauses

am Markt handelt es sich um einen dreieckigen, dreigeschossigen Rohziegelbau, der im

Jahre 1888 eingeweiht wurde.

Der MarktplaE wird im wesentlichen von gastronomischen Einrichtungen mit

Außenbestuhlung gesäumt und erschließt die Fußgängezone in nördlicher Richtung

(Achternstraße) und westlicher Richtung. Die Geschäftsbauten der nördlichen Häuserzeile

am Markt, der unter anderem für Wochenmärkte genuEt wird, entstammen überwiegend

neuerer Zeit. Die Achternstraße war eine der bedeutenderen Handelsstraßen der Alt-und

Neustadt. Sie zählt heute zu den attraktivsten Einkaufsstraßen Oldenburgs, etliche der

Gebäudefassaden sind gründezeitlichen U rsprungs.

lm Südwesten liegt die Straße ,,schlossplatz" mit einer historischen Gebäudereihe. Diese

ist von Bauwerken unterschiedlichster Entstehungszeiten geprägt. Hier findet sich darüber

hinaus der Pulverturm, ein 1529 errichteter, massiver zweigeschossiger Backsteinbau mit

eineinhalb Meter dicken Wänden, der bis ins Jahr 1765 als Pulvermagazin diente.

Südlich des Plangebietes prägt das Schloss mit Landesmuseum den Rand der lnnenstadt.

Das Oldenburger Schloss geht auf eine im 12. Jahrhundert gegründete Wasserburg



zurück, heute zeigt sich ein Konglomerat unterschiedlicher Bauten, Stile und (öffentlicher)
NuEungen.

Das östlich Umfeld wird durch die Wallanlagen mit Verkehrsflächen und Grünanlagen
bestimmt.

2.2.2 Erschließunqsstruktur

Der Standort für das Vorhaben ist über den SchlossplaE und die Verlängerung der
Achternstraße (Fußgängezone) erschlossen. Die nächstgelegenen Erschließungsstraßen
für Kfz-Verkehr sind die Mühlenstraße, Poststraße und die Straße Schlossplatz. Diese sind
an den Wallring angebunden, einen Haupfuerkehrsstraßenzug, der die Altstadt auf einer
Teilfläche der ehemaligen Wallanlagen umfasst. Der Wallring ist der innerstädtische
Verteiler der auf die Innenstadt gerichteten historischen Radialstraßen, die heute als
Hauptverkehrsstraßen die Verbindung zwischen der Oldenburger Innenstadt, den
Stadtteilen und der Region herstellen. An diesen Radialstraßen befinden sich auch in
jeweils 1-2 km Entfernung insgesamt 5 Anschlussstellen des Autobahnrings, so dass der
Wallring direkt mit der BAB verknüpft ist. Westlich schließt sich an das Plangebiet das
engmaschige Straßennetz der Oldenburger Altstadt, das heute überwiegend als
Fußgängerbereich ausgestaltet ist, an. Nordöstlich des Plangebiets und jenseits des
Wallrings liegt das Bahnhofsviertel mit dem Hauptbahnhof.

Durch die innenstadtnahen BAB-Anschlussstellen an den radialen Haupfuerkehrsstraßen,
die direkt auf den Wallring führen, ist das Plangebiet hervorragend an die Region und die
Stadtteile Oldenburgs angebunden. lm näheren Umfeld befinden sich zahlreiche
Parkhäuser und ParkpläEe.

Durch die unmittelbar an den ausgedehnten Fußgängerbereich der Altstadt grenzende
Lage ist das Gebiet für Fußgänger direkt auf kuzem Wege erreichbar. Über den Wallring
(Poststraße, Huntestraße, Paradewall) und die Amalienstraße bestehen fußläufige
Verbindungen in die angrenzenden Quartiere, u. a. das Bahnhofsviertel. Der Hauptbahnhof
ist über Stau und Kaiserstraße fußläufig erreichbar.

Für den Radverkehr stellt der Wallring, wie auch für den Kfz-Verkehr, den innerstädtischen
Verteiler für die auf ihn gerichteten Radialstraßen dar. Diese verbinden die Innenstadt auf
direktem Wege mit den Stadtteilen und verfügen über Straßen begleitende Radwege.

Das Plangebiet ist über die Haltestelle "Berliner PlaE" an die Linien des Oldenburger
StadtbuslinienneEes und I Linien des Regionalbusverkehrs direkt angebunden. Von den
15 Linien des Stadtverkehrs, die dezeit alle die Altstadt im Uhzeigersinn auf dem Wallring
umfahren und somit alle die Haltestelle Berliner PlaE anfahren. werden durch eine
geplante Veränderung der Linienführung zukünftig 11 Linien diese Haltestelle bedienen.
ZusäElich ist der Hauptbahnhof über die Buslinien oder fußläufig direkt erreichbar. Das
Gebiet ist damit im ÖPNV mit der Region und den Stadtteilen direkt verknüpft. Die Nutzung
des ÖptlV aus der Region mit dem Ziel Innenstadt Oldenburg wird durch den
Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen mit seinem Verbundtarif unterstüEt.

2.2.3 Topoqraphie und Bodenverhältnisse

Das Plangebiet ist überwiegend eben.

Restriktionen

Als prägende Landschaftsbestandteil im Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen B-
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2.4

2.4.1

Planes ist die Eibe auf dem SchlossplaE zu nennen.

Das Plangebiet befindet sich in einem stadtgeschichtlich äußerst sensiblen Bereich. Der
SchlossplaE ist als denkmalgeschüEter PlaE einzustufen.

Die Schlosswache ist als Baudenkmal gemäß S 3 12] des NDSchG eingestuft. Die
Schlosswache wurde nach Plänen von Heinrich Strack 1839 östlich der ehemaligen
Friesenbrücke als ErsaEbau für ein älteres Wachlokal errichtet. Das mit einem dorischen
Säulenportikus versehene Bauwerk - ursprünglich der einzige Solitärbau der
SchloßplaErandbebauung - ist heute auf der Rückseite mit dem bestehenden Gebäude der
LzO verbunden. Bis 1958/60 floss unmittelbar hinter der Nordwand der Wache die Haaren.
Der Wache kommt eine städtebaulich wichtige Bedeutung fforsituation) an der Nahtstelle
zwischen Schlossbereich und Stadt zu.

Fachgutacherliche Untersuchungen

Altlastenu ntersuch u no

Durch das Büro Rubach & Partnerl wurden historische Erkundungen, orientierende Boden-
und Grundwasseruntersuchungen für den Bereich LzO sowie Erstbewertungen der
Bausubstanz du rchgeführt.

Ziel der Untersuchungen war es, die Schadstoffsituation im Boden und Grundwasser
ausgehend von der jüngeren und historischen NuEung des Standortes zu beschreiben und
gegebenenfalls die Erfordernis weitergehender Maßnahmen zu begutachten. Darüber
hinaus soll im Hinblick auf das Abriss-Szenario eine ErsteinschäEung der Gebäudesubstanz
hinsichtlich des Vorhandenseins von Gebäudeschadstoffen erfolgen.

Die historische Erkundung des Untersuchungsbereiches durch die Auswertung von
historischen Karten und Luftbildern sowie Recherchen bei der LzO und der Stadt
Oldenburg ergab, dass die Umgebung des Untersuchungsbereiches eine langjährige
kulturhistorische Vomutzung zeigt. Auch an der Position der LzO standen zuvor Gebäude,
die sowohl der LzO als auch zu den Anlagen des Schlosses gehörten. Spezifische
nutzungsbedingte Kontaminationen konnten aus der kulturhistorischen Geschichte nicht
ermittelt werden. Durch die Nutzung der LzO bedingen sich die Verunreinigungen durch
Mineralölkohlenwasserstoffe in Boden und Grundwasser im Bereich der beiden
Heizöltanks.Zudem ist eine anthropogene Überprägung des gesamten Areals durch die
jahrhundertelange Bautätigkeit vorhanden, in der die Umlagerung und Auffüllung von
Böden sowie die Verlegung von Gewässern, Leitungen und Gräben stattgefunden hat. Dies
zeigt sich auch an den Ergebnissen der orientierenden Boden- und
Grundwassererkundung, die im Untersuchungsbereich durchgeführt wurde. Die
allgemeinen Hintergrundwerte für bestimmte Schadstoffgruppen sind teilweise erhöht und
erfordern ggf. eine Aufmerksamkeit hinsichtlich des Umgangs mit Auffüllungen mit
mineralischen Reststoffen im Rahmen der erdbaulichen Arbeiten.

Signifikante Boden- oder Grundwasserverunreinigungen durch Mineralölkohlenwasser
stoffe wurden im Bereich der beiden Heizöltanks festgestellt. Hier bedarf es einer
Entnahme der Erdtanks und einer erdbaulichen Sanierung der Bodenkontamination.

Die orientierende Erstbewertung der Bausubstanz des LzO-Gebäudes ergab Hinweise auf
kontaminierte Baumaterialien. wie sie in einem Gebäude aus den 60er Jahren oftmals

lngenieur- und Sachverständigenbüro Rubach und Partner, Carl-Zeis-Straße 't, 49661 Cloppenburg,
Stand 18.01 .2005



anzutreffen sind. Hinweise auf erhebliche Beeinträchtigungen der konstruktiven
Bauelemente oder der Rohbaukonstruktion sind aufgrund der überwiegenden Bauweise
aus Beton und Mauerwerk nicht vorhanden. Aufgrund der Baugeschichte und den
Erfahrungen aus dem Neubau des 5. OG ist die Verwendung von Stahlträgern mit
SpriEasbestübezug auch im Bereich des Kasinos wahrscheinlich. Angetroffene
asbesthaltige Bauteile sowie lsolierungen der technischen Gebäudeausrüstungen mit
künstlichen Mineralfasern machen eine entsprechende Berücksichtigung im Rahmen der
Rückbauplanungen erforderlich.

Zur näheren Untersuchung der Schadstoffe im Gebäude erfolgen Detailerkundungen durch
das Büro Rubach und Partner.

2.4.2 Hvdroqeolooie Untersuchunq

Die hydrogeologische Untersuchung erfolgte durch das Fachbüro GEOlogik.z
Ziel des hydrogeologischen Gutachtens ist nach Feststellung der geologischen/hydro-
geologischen Verhältnisse mit Hilfe eines Strömungsmodells die geeignete
Baugrubenumschließung a) ermifteln. Durch Ermittlung der Absenkbereiche,
Grundwasserfließrichtungen, Aufstauuntersuchungen usw. werden die Auswirkungen
während der Baumaßnahme und nach Fertigstellung des Komplexes auf das Schutzgut
Grundwasser untersucht und bewertet. ln diesem Zusammenhang spielt der Einfluss der
sich ggf. ändernden Grundwasserverhältnisse auf benachbarte Gebäude. insbesondere
Baudenkmäler, eine besondere Rolle und ist in der UVS unter dem Punkt
,,Wechselwirkungen" entsprechend zu berücksichtigen. Einzubeziehen in die
Untersuchungen sind des weiteren auch mögliche Auswirkungen einer
Grundwasserabsenkung oder eines Aufstaus auf die im Einwirkungsbereich vorhandene
Vegetation, insbesondere den Baumbestand. Ggf. sind darüber hinaus mögliche
Schadstoffmobilisierungen benachbarter Altlastenverdachtsflächen im Fachgutachten zum
Schutzgut Grundwasser zu berücksichtigen.

Aus dieser Thematik resultiert insbesondere folgende Aufgabenstellung :
o Klärung der Art der Baugrubenumschließung mit Erarbeitung eines

Grundwassermodells zur Darstellung der Auswirkungen im Bauzustand. Erklärtes Ziel
ist die Minimierung der Veränderungen der Grundwasserstände außerhalb der
Baugrube. Hierfür sind drei Varianten zu betrachten:

1. Baugrube ohne Dichtfunktion mit Grundwasserabsenkung,

2. Baugrube mit Teildichtfunktion nur mit Dichtwänden,

3. Baugrube mit Dichtfunktion als Trogbauwerk mit Dichtwänden und -sohle.

. Erarbeitung eines Grundwasserströmungsmodells mit Darstellung der Beeinträchtigung
im Endzustand.

ln dem vorliegenden hydrogeologischen Gutachten wurden im Rahmen der
Grundwassermodellierung die vorgenannten Varianten und Auswirkungen betrachtet.

Zur Erkundung des Untergrundes wurden von der GEOlogik GmbH drei tiefe Bohrungen
abgeteuft und zu 4"-Grundwassermessstellen ausgebaut (B3/Gewässermessstelle GWM 1
bis 40 m und B4|GWM 2 und B S/GWM 3 bis jeweils 25 m Tiefe unter GOK). Die
Grundwassermessstellen wurden gem. des angetroffenen Bodenaufbaus in
unterschiedlichen Tiefenlagen verfiltert (83/GWM 1 von 15 - 25 m Tiefe in den schluffigen
Feinsanden und 84 /GWM 2 und B 5/GWM 3 von ca. 4 - 11 m in den bereichsweise
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grobsandigen und feinkiesigen Mittelsanden). Des weiteren wurden zur Durchführung der
Pumpversuche drei flache 2"-Grundwassermessstellen errichtet. Die Lage der Messstellen
ist der Anlage 1 zu entnehmen. lm zweiten Schritt wurden bodenmechanische
Untersuchungen und Pumpversuche zur Ermittlung der Durchlässigkeiten durchgeführt.
Des weiteren wurden Wasserproben aus den Grundwassermessstellen entnommen und
chemisch analysiert (u.a. auch Beton- u. Stahlaggressivität). Abschließend wurde ein
Grundwasserströmungsmodell (3-D Modell) zur Festlegung der erforderlichen Maßnahmen
für die Wasserhaltung im Rahmen Baumaßnahme erstellt.

Generalisiert lässt sich der Schichtenaufbau des Untergrundes in eine ca. 2 - 3 m
mächtige Auffüllungszone aus Sand, Schluff bereichsweise mit humosen Einlagerungen
sowie Bauschutt und Ziegelresten gliedern, die von überwiegend humosen Sanden mit
Torfeinlagerungen bis ca. 6 m unter GOK unterlagert wird. Darunter folgen bis in eine
Tiefenlage von 9 - 11 m unter GOK gut durchlässige, bereichsweise grobsandige und
feinkiesige Mittelsande. Bis zur Endteufe von 40 m unter GOK zeigten sich überwiegend
mittelsandige, schwach schluffige Feinsande, die nur eine geringe Durchlässigkeit
aufweisen. Eine durchgehende tonige Trennschicht als Einbindezone für Dichtwände
wurde bis 40 m unter GOK nicht festgestellt.

Das Grundwasser ist unter den humosen Sanden bzw. bereichsweise auch Torfen
teilgespannt bis gespannt. Über den humosen Sanden hat sich ein Stauwasserhorizont
ausgebildet, der keine einheitliche Fließrichtung aufweist. lm oberen Grundwasserleiter ist
die Fließrichtung von Westen nach Osten in Richtung auf den Küstenkanal gerichtet. lm
Rahmen der Stichtagsmessung am 09.11.05 wurden Wasserstände zwischen 1,93 m bis
2,51 m unter  Pegeloberkante POK, d.h.  zwischen 1,75mü.NN und 1,40mü.NN,
festgestellt.

Anhand der durchgeführten Grundwassermodellierung zeigte sich, dass eine
Wasserhaltung ohne Dichtelemente massive Absenkungen im Umfeld der Baumaßnahme
von 3,5 - 4,5 m zur Folge hätte. Aufgrund der sensiblen Umfeldbebauung (Schloss und
Lambertikirche sind wahrscheinlich auf Eichenpfählen gegründet) ist aus gutachterlicher
Sicht eine Wasserhaltung ohne seitliche Baugrubenabdichtung (2.8. Dichtwand) nicht
durchführbar. Unter Berücksichtigung einer Dichtwandumschließung bis -12 m ü.NN bzw. -
21 m ü.NN (Bau einer Dichtwand ohne Basisabdichtung) würde im Rahmen der
bauzeitlichen Wasserhaltung eine Absenkung im Umfeld von 0,4 m bzw. 0,5 m (auch im
Bereich des Schlosses) resultieren. Hierdurch können Setzungsschäden im Bereich des
Schlosses nicht ausgeschlossen werden, so dass die Variante Dichtwandumschließung
ohne Basisabdichtung aus gutachterlicher Sicht ein deutliches Risiko birgt. Unter
Berücksichtigung des erklärtes Zieles einer Minimierung der Veränderungen der
Grundwasserstände außerhalb der Baugrube birgt die Variante der vollständigen
wasserdichten Baugrubenumschließung mit Dichtwänden ringsum das geplante Bauwerk
und einer Injektionssohle als Basisabdichtung das geringste Risiko und wird
gutachterlicherseits favorisiert. Die Entwässerung erfolgt innerhalb des wasserdichten
Verbaus, so dass eine Beeinträchtigung der umliegenden Bebauung als auch des
umgebenden Baumbestandes ausgeschlossen werden kann. Die Dichtigkeit des Verbaus
wird durch Grundwassermessstellen außerhalb des Verbaus, deren Wasserstände täglich
zu dokumentieren sind, überprüft.

Beweissicherungsverfahren an den umliegenden Gebäuden sind zur Kontrolle
durchzuführen. Die Festlegung der Tiefenlage der Injektionssohle und des Materials für die
Injektionssohle erfolgt im Rahmen der noch durchzuführenden detaillierten
Baugrunderkundung.



2.4.3

Eine Beeinflussung der Grundwasserstände durch die Baumaßnahme (tiefreichende
Dichtwände mit Injektionssohle im Endzustand) ist im Rahmen der
Grundwassermodellierung nur in sehr geringem Umfang feststellbar. lm Osten (Bereich
Markt) zeigte sich ein Aufstau von ca. 6 cm und im Abstrom (Bereich Poststraße) eine
Absenkung von ca. 6 cm. Relevante Auswirkungen auf die Bebauung und den
Baumbestand im Umfeld sind aufgrund der sehr geringen Wasserstandsänderungen durch
die geplante Baumaßnahme nicht zu befürchten.

Die chemische Untersuchung der Wasserproben aus dem oberen Grundwasserleiter
erbrachte keine relevanten Belastungen. Es ist jedoch daraufhinzuweisen, dass das
Wasser aus den feinkörnigeren, tieferliegenden Feinsanden gegenüber dem Wasser aus
den grobkömigen Mittelsanden deutlich ,,sakigef' (Chloridgehalt von 1020 mg/l gegenüber
63 mg/l) ist. Beide Wässer sind als nicht betonangreifend (DlN 4030) zu klassifizieren. Der
obere Stauwasserhorizont wird im Rahmen des Baugrundgutachtens überprüft. Hier ist
aufgrund der humosen Bestandteile (humose Sande und Torfe) mit betonagressivem
Wasser zu rechnen.

Untersuchunq Flora und Fauna

Die faunistische Untersuchung und die PotenzialabschäEung zum Vorkommen von
Fledermäusen an oder in den Gebäuden erfolgte durch die NWP Planungsgesellschaft mbH3.

Stellvertretend für die Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt im Bereich des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 18 wurden die Lebensräume ähnlicher
ArtenzusammenseEung und struktureller Ausprägung zu Biotoptypen erfasst. lm weiteren
wurde geprüft, ob durch die Baumaßnahme ein Eingriff in Natur und Landschaft verursacht
wird (vergl. Kapitel 2.5 und 2.6).

Da das Vorhaben den Abriss größerer Gebäude beinhaltet und derartige Gebäude häufig
wichtige Lebensraumfunktionen für geschüEte Fledermausarten aufweisen können,
erfolgte eine Abschätzung zum Habitatpotenzial für Fledermäuse. lm Zuge einer
Ortsbegehung am 01.11.05 wurden die Fassaden der Gebäude im Geltungsbereich des
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 18 auf ihre Eignung als Quartiermöglichkeit für
Fledermäuse beurteilt.

Am LzO-Gebäude ergeben sich auf Grund der vorwiegend glatten Betonfassade,
abgesehen von einzelnen Aufbrüchen in der bereichsweise vorhandenen
Fassadenverkleidung, kaum Quartiersmöglichkeiten. ln den außen befindlichen Jalousien-
Kästen könnten sich eventuell Einschlupfmöglichkeiten befinden.

Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand ist es eher unwahrscheinlich, dass durch den Abriss
des Gebäudes Fledermausquartiere und damit arten-schuErechtliche Verbote betroffen sein
können. Zur Absicherung dieser Aussage sollte mittels Ultraschall-Detektoren geprüft werden,
ob sich Fledermäuse beim Ein- und Ausflug in die Gebäude feststellen lassen. Erst eine
solche Untersuchung bietet eine hinreichende fachliche und rechtliche Sicherheit, um
Beeinträchtigungen von Fledermausquartieren eindeutig ausschließen zu können. Sollten
Fledermausquartiere dennoch festgestellt werden, so wird davon ausgegangen, dass sich in
zumutbarer Entfemung in den Wallanlagen ein geeigneter ErsaElebensraum ergibt. Dieser stellt
zudem das VemeEungselement zum Schlossgarten dar, der umfangreichen Lebensraum
sichem kann.

NWP Pfanungsgesellschaft mbH, Escherweg 1,26121 Oldenburg, Stand Januar 2006
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2.5 Zustand von Natur und Landschaft/Naturschutrfachliche Bedeutung

Die gebäudefreien Bereiche des Plangebietes weisen vorwiegend befestigte Oberflächen
auf. Am SchlossplaE befindet sich eine prägende Eibe. Kleinflächig sind Beete angelegt.

Von der Gesamtfläche des ca. 1.960 m2 großen Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen
B-Planes sind etwa 1.860 m2 den Biotoptypen der Gebäude und Verkehrsflächen
(versiegelte Fläche) und ca. 100 m2 als BeeURabatte ausgeprägt und mit Einzelbäumen
bestanden.

Die Bebauung lässt allenfalls eine geringe tierökologische Bedeutung zu. Die Fassaden der
Gebäude im Planbereich wurden auf Quartiersmöglichleiten für allgemein im
innerstädtischen Bereich zu erwartende Fledermausarten, in erster Linie Zwerg- und
Breitflügelfledermaus, beurteilt. Demnach bieten die Gebäude offensichtlich nur ein stark
ei n gesch rä nktes Q ua rtiersa n gebot fü r Fledermäuse.

Eingriff in Natur und Landschaft

lm Bereich des geplanten Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 18 b gibt es dezeit
keinen rechtskräftigen Bebauungsplan. Zurzeit sind hier Vorhaben innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile gemäß $ 34 BauGB zulässig.

Zur jeEt angestrebten Verwirklichung des Neubauvorhabens der LzO wird der
Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 18 b erstellt, der konkret die Beseitigung einer Eibe
vorsieht. Gemäß $ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB ist bei Vorliegen eines Eingriffs ein Ausgleich
des Eingriffs nicht erforderlich, soweit der Eingriff bereits vor der planerischen
Entscheidung zulässig war.

lm bisherigen Innenbereich waren die geplanten Baumaßnahmen bisher schon zulässig.
Damit begründet der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 18 keinen zusätzlichen
Eingriff, der über das dezeitige Maß möglicher Beeinträchtigungen hinausgeht. Somit ist
kein Ausgleich des Eingriffs erforderlich.

Beeinträchtigungen von Gehölzen sollen nach den jeweiligen Anforderungen und
Möglichkeiten vermieden und minimiert sowie beseitigte Gehölze durch geeignete
Maßnahmen/Gehölzpflanzungen ausgeglichen werden. Daher wird ein nach dem
Grünvolumen des zu beseitigenden Baumes zu ermittelnder Ausgleich vorgesehen.

Umweltbericht (Zusam menfass u n g)

lm Rahmen des anliegenden Umweltberichts nach $ 2 BauGB wurden die in $ 1 BauGB
Abs.6, Nr. 7 genannten SchuEgüter hinsichtlich ihrer aktuellen Ausprägung erfasst und
bewertet sowie eine Einschätzung der zu erwartenden Auswirkungen durch das
Planvorhaben durchgeführt.

Die Landessparkasse zu Oldenburg (LzO) plant an der Stelle ihres heutigen Gebäudes
einen Neubau. Der Baukörper gliedert sich in mehrere Staffelgeschosse. lm Anschluss an
das geplante Einkaufszentrum (B-Plan 18 a) und an eine ca. 4,70 m hohe Glasfuge
befindet sich ein viergeschossiger Bauteil mit einer Gebäudehöhe von ca. 14,65 m. Daran
schließt ein fünfgeschossiger Bauteil mit einer Gebäudehöhe von einer Höhe von ca. 17,95
m an. Zum Schlossplatz reduziert sich der Neubau auf einen dreigeschossigen Teil mit
einer Gebäudehöhe von ca. 11,45 m. Beide Teile verbinden sich an den Schmalseiten zu
einem gemeinsamen Baukörper. Das Gebäude ist als völlig eigenständiges Gebäude
konzipiert, das mit durchgehenden Brandwänden und Gebäudefugen von der übrigen
Bebauung abgetrennt ist.

2.6

2.6
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lm Rahmen des vorliegenden Umweltberichts nach $ 2 BauGB wurden die in g 1 BauGB
Abs.6, Nr. 7 genannten SchuEgüter hinsichtlich ihrer aktuellen Ausprägung erfasst und
bewertet sowie eine Einschätzung der zu erwartenden Auswirkungen durch das
Planvorhaben durchgeführt. Der Begriff der Erheblichkeit wird im Folgenden im Sinne der
UmweltgeseEgebung verwandt. Dabei kann eine zusäEliche Belastung von Natur und
Umwelt, die danach als nicht erheblich eingestuft wurde, im Rahmen der Entscheidung
über die Zulässigkeit des Planvorhabens sehr wohl abwägungsrelevant sein.

Für das SchuEgut Boden konnte festgestellt werden, dass im B-Plangebiet keine natürlich
gewachsenen Böden im eigentlichen Sinne vorkommen. Das Plangebiet ist aufgrund einer
langen Phase an Bautätigkeiten durch anthropogene Auffüllungen charakterisiert. Die
Mächtigkeit dieser Schicht erreicht 1,5 m bis rund 3 m, Das Plangebiet ist nahezu
vollständig versiegelt. Nur an der südlichen Gebäudeseite befindet sich ein kleiner
unversiegelter Bereich, der als Zierbeet genutzt wird. Aufgrund der überwiegenden
Vollversiegelung ist der Boden hinsichtlich seiner Funktion für den Naturhaushalt von
geringer Bedeutung, da er u.a. nicht oder nur noch sehr kleinräumig als Lebensraum für
Pflanzen und Tiere dienen kann. lm Bereich von zwei unterirdischen Heizöltanks wurde
eine signifikante Verunreinigung des Bodens durch Mineralölkohlenwasserstoffe
nachgewiesen. Der ermittelte Gehalt an MKW im Boden erreicht mit 8,650 mg/kg eine
sanierungsrelevante Größenordnung. Es handelt sich jedoch nur um eine engbegrenzte
kleinräumige Bodenverunreinigung. Bei einem baubedingten Aushub des belasteten
Bodens ist eine Sanierung bzw. ein Austausch notwendig. ln den flächenhaft im
Untersuchungsbereich vorhandenen Auffüllungen finden sich stellenweise erhöhte Gehalte
an PCB und Zink. Die Höhe der Werte erreicht keine der gefahrenorientierten
Beurteilungsgrößen.

Insgesamt ist nicht von erheblichen Auswirkungen auf das SchuEgut Boden auszugehen.

Beim SchuEgut Wasser beschränken sich die Betrachtungen auf das Grundwasser, da
Oberflächengewässer im Plangebiet nicht vorhanden sind. Das Grundwasser wurde in
Tiefen zwischen 3,1 m und 5,7 m unter Geländeoberkante (GOK) ermittelt, welches
innerhalb der Pegelrohre in wenigen Stunden auf Tiefen von rund 2 m bis 2,5 m unter GOK
anstieg. Daraus lässt sich ableiten, dass es sich zumindest teilweise um gespanntes
Grundwasser handelt.

Die Grundwasserneubildungsrate ist mit nahezu 0 anzunehmen, da durch die fast 100%-
ige Versiegelung das anfallende Niederschlagswasser in der Kanalisation abgeführt wird.
Hinsichtlich der Grundwasserbelastung im oberflächennahen Grundwasser (ca. 2 m
Flurabstand) haben die Altlastenuntersuchungen ergeben, dass signifikante
Verunreinigungen, bis auf das unmittelbare Umfeld der Heizöltanks, nicht ermittelt wurden.
Anthropogene Auffüllungen führen aber teilweise zu erhöhten Hintergrundwerten bei
Schwermetallen und Polyzyklischen Aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK). Dies muss
im Zusammenhang mit eventuellen Auffüllungen mit mineralischen Reststoffen beachtet
werden. lm Bereich der Heizöltanks wurden signifikant erhöhte Werte an
Mineralölkohlenwasserstoffen ermittelt, welche den unteren Maßnahmeschwellenwert der
LAWA-Richtlinie übersteigen. Es ist aus gutachterlicher Sicht jedoch nicht von einer
relevanten Schadensausbreitung auszugehen, da die Probenahmeposition den direkten
Schadensbereich erfasst und die Heizölfraktion nur eine geringe Mobilität aufiareist.

Baubedingt wird es zur Herstellung einer Baugrube zu Grundwasserabsenkungen
kommen. Dazu wurden Grundwassermodellierungen durchgeführt. Bei einem Absenkziel
von 1-1,5 m wurden Grundwasserabsenkungen im Umfeld des Plangebiets von 0,13 m -
0,07 m prognostiziert. Damit sind keine Auswirkungen/Schäden auf umliegende Gebäude
ZU envarten.
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lm Hinblick auf das SchuEgut Klima/Luft sind keine erheblichen Auswirkungen zu
erwarten. Signifikante lufthygienische Vorbelastungen liegen nicht vor. Zu beachten ist
aber, dass im Zuge der Abrissarbeiten Staubbelastungen entstehen. Deshalb wurde eine
Bewertung der Bausubstanz durchgeführt, die ergab, dass stellenweise Bauteile die Asbest
oder künstliche Mineralfasern enthalten, vorhanden sind. Dies macht eine entsprechende
Berücksichtigung im Rahmen der Rückbauplanungen erforderlich.

Vegetation und Fauna sind nur durch den Verlust einer Eibe auf dem SchlossplaE
betroffen. Dafür wird ein freiwilliger Ausgleich geschaffen. Mögliche Vorkommen
schützenswerter Fledermausarten werden vor Baubeginn geprLrft und ggf. Maßnahmen
abgeleitet. Eine Beeinträchtigung des bekannten Turmfalkenvorkommens außerhalb des
Geltungsbereichs wird nicht angenommen.

Hinsichtlich des SchuEguts Kultur- und Sachgüter wird im Rahmen der Planungen eine
Einbindung des Baudenkmals Schlosswache (,,Alte Wache") vorgesehen, die im Ergebnis
zu einer gegenüber dem heutigen Zustand besseren Akzentuierung des Gebäudes führen
soll. Bau-, anlage- und betriebsbedingte erhebliche Auswirkungen auf Kultur- und
Sachgüter sind nicht zu erwarten.

Das Stadtbild im Bereich des Planvorhabens zeigt, dass der aus den 60-er Jahren
stammende Bau der LzO im historischen Umfeld des Schlosses keine hohe Attraktivität
besiEt. Mit dem geplanten Neubau ist eine bessere Einbindung in das Umfeld geplant.
Erhebliche negative Auswirkungen auf das Stadtbild sind nicht zu erwarten.

Für das SchuEgut Mensch sind im Zusammenhang mit dem Planvorhaben
Lärmbelastungen von Relevanz. Da sich das Plangebiet innerhalb der Fußgängezone
befindet und ausschließlich Geschäftsbereiche umfasst, ist die Lärmbelastungssituation
hier als gering einzustufen. Eine erhebliche Vorbelastung, d.h. Überschreitungen von
Orientierungs- und Sanierungswerten entsprechend der gesetzlichen Regelungen, besteht
voraussichtlich nicht. Durch das Planvorhaben wird es zu temporären Belastungen der
umgebenden NuEungen durch Baulärm kommen. Insgesamt sind keine erheblichen
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch zu erwarten. Dies bedingt vor allem, dass
geeignete Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der
Bautätigkeit beachtet werden müssen.

Sollten schutzbedürftige Wohnräume im Geltungsbereich vorgesehen werden, wird seitens
des Schallgutachters eine der Schlossgalerie abgewandte Anordnung der Fenster bzw.
deren Ausstattung mit passiven Lärmschutz empfohlen.

Geeignete anderweitige Planungsmöglichkeiten für das Planvorhaben stellen sich nicht
dar. Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der für die Bearbeitung relevanten
Unterlagen sind nicht aufgetreten. Maßnahmen zum Monitoring beschränken sich auf die
UmseEung von Minimierungsmaßnahmen während der Bauphase.

lm Ergebnis bleibt festzuhalten, dass auf der Basis der fachgutachterlichen Aussagen
durch das geplante Vorhaben von keinen erheblichen Auswirkungen auf Schutzgüter
auszugehen ist. Für die beseitigende Eibe wird im Rahmen der Freiflächengestaltung eine
Ausgleichspflanzungen festgelegt, die sich an dem vorhandenen Grünvolumen orientiert
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3.

3.1

I n halt des Vorhaben bezoqenen Bebauunqs pla nes

G rundsäEliche Festsetsu ngen

Art der baulichen NuEunq

Die Art der Nutzung für die Flächen im Plangebiet wird aus der Kerngebietsdarstellung des
FlächennuEungsplanes entwickelt.

Zulässig sind die kerngebietstypischen Nutzungen wie Büro- und Verwaltungsgebäude,
Schank- und Speisewirtschaften sowie Nebenanlagen. Hierdurch sollen die mit der
Sparkassennutzung verbundenen Dienstleistungen gesichert werden, aber auch Optionen
für gastronomische Einrichtungen offengehalten werden. Ziel ist es, für die Zukunft die
erforderliche Flexiblität beieventuellen Anderungen in der Nutzung zu erhalten.
Wohnungen sind ausnahmsweise zulässig, wenn an der Ostfassade keine
schuEbedürftige Räumen (2.8. Schlafuimmer, Kindezimmer) angeordnet werden. Die
Ostfassade ist die dem geplanten Parkdeck des geplanten Einkaufszentrums zugewandte
Fassade. Die Einschränkung der Wohnnutzung ist erforderlich, da ansonsten eine Nutzung
des Parkhauses während der Nachtzeit (22.00 bis 6.00 Uhr) nicht realisiert werden könnte.
Die Stadt legt ein hohes Gewicht auf die nächtliche Nutzung des Parkhauses, um
Parkraum für die Abend- und NachtnuEung (2.8. kulturelle Veranstaltungen, Besuch der
gastronomischen Einrichtungen) zu sichern.

Am Anschluss an den Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen B-Planes Nr. 18 b
befindet sich der SchlossplaE, der zeitweise für Veranstaltungen genuzt wird. lm Hinblick
auf die ausnahmsweise zulässige Wohnnutzung sind die Schutzansprüche, die durch die
Richtwerte der Freizeitlärmrichtlinie in Verbindung mit der TA-Lärm gesichert werden, zu
prüfen. Hier ist in die Beurteilung einzustellen, ob bezüglich der Schutzansprüche die
Anwendung der sog. ,,seltenen Ereignisse" zum Tragen kommt. lmmissionsschuzrechflich
gilt für diese Konfliktbeurteilung die Freizeit-Lärmrichtlinie. lhre Beurteilung und Messung
erfolgt nach den entsprechenden Vorgaben der TA-Lärm, wobei abweichend zu Nr. 7.2TA-
Lärm die Anzahl der Tage und Nächte, an denen die Richtwerte für seltene Ereignisse
herangezogen werden können, auf maximal 18 erhöht ist. Bei seltenen Ereignissen können
die Richtwerte der TA-Lärm mit 60/45 dB(A) tags/nachts für ein Kerngebiet auf 70155 dB(A)
tags/nachts erhöht werden.

Durch das Büro Bonk-Maire-Hoppmann4 wurden im Rahmen einer schalltechnischen
Untersuchung grundsä2liche Aussagen für das Heranrücken der in das Einkaufszentrum
integrierten Wohnbebauung an den SchlossplaE getroffen. Diese werden auch für eine
mögliche WohnnuEung im Gebäude der LzO zugrunde gelegt.

Nach den grundsätzlichen Aussagen des LärmschuEgutachters erfolgt bei lärmintensiven
Veranstaltungen - wenn die Veranstaltungen nicht unter die seltenen Erergnrsse fallen -
eine Überschreitung der Richtwerte sowohl in der Tageszeit (6.00-22.00 Uhr) als auch in
der NachEeit (22.00-6.00 Uhr). Sollten die Veranstaltungen unter die seltenen Ereignrsse
fallen, werden die Richtwerte tagsüber eingehalten und nur noch nachts überschritten.

Auf dem Schlossplatz finden max. 18 lärmintensive Veranstaltungen statt, die die
zulässigen Richtwerte gemäß der TA-Lärm überschreiten.

Insofern kommen hier die sogenannten ,,seltenen Ereignisse" zum Tragen. Darüber hinaus
gibt es weitere Veranstaltungen, die die Grenzwerte einhalten und die von der Anzahl nicht

Bonk-Maire-Hoppmann GbR, Beratende Ingenieure für Bauwesen,. Geräusche-, Erschütterungen,
Luftreinhaltung, Rostocker Straße 22, 30823 Garbsen, Stand 10.02.2006
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beschränkt sind. Außerdem hat die Stadt für die Betreiber Auflagen erlassen, die bei der
Stadt einsehbar sind.

Der Stadt ist bewusst, dass hier möglicherweise ein Konflikt zwischen den vorhandenen
Veranstaltungen auf dem SchlossplaE und durch das Heranrücken der möglichen
Wohnbebauung im Gebäude der LzO nicht immer auszuschließen ist. Die Stadt legt aber
einerseits einen hohen Wert auf die Beibehaltung der kulturellen Veranstaltungen, die zu
einer Belebung des Schlossplatzes beitragen, andererseits räumt die Stadt auch dem
innerstädtischem Wohnen ein hohes Gewicht ein. In diesem Zusammenhang wird deutlich
gemacht, dass in diesem innerstädtischen Blockbereich zur Zeit kein Wohnanteil
vorhanden ist, durch die ausnahmsweise Zulässigkeit von Wohnungen im Gebäude der
LzO soll die Durchmischung von Einzelhandel und Dienstleitungen mit Wohnen gefördert
werden. Zudem stellt die Stadt in die Abwägung ein, dass es sich hier um eine hochwertige
Lage handelt, die aufgrund der städtebaulichen Besonderheiten (Blickbeziehung zum
Schloss, Innenstadt) geeignet ist, einen Standort für hochwertiges Wohnen aufuunehmen.

Aus Vorsorgegründen wird die Stadt für die Wohnungen die Empfehlungen des Gutachters
aufnehmen und eine Regelung zum passiven Schallschutz aufnehmen. Entsprechend sind
die Außenbauteile der die dem Schlossplatz zugewandten Fassade der Wohnungen mit
einem Schalldämm-Maß von 40 dB bis 45 dB auszustatten.

Die weiteren FestseEungen

Maß der baulichen Nu2unq

Die Grundflächenzahl für das Vorhaben wird entsprechend der Wettbewerbsvorgaben und
der kerngebietstypischen Nutzung mit 1,0 festgesetzt. Die Geschossflächenzahl wird
entsprechend der Objektplanung auf 5,0 begrenzt.

Die Anzahl der Vollgeschosse und der Gebäudehöhen wird wie folgt differenziert nach den
Vorgaben der Objektplanung festgeseEt. Dabei werden FestseEungen für die
maßgeblichen auf die Umgebung wirkenden Bauteile getroffen.

Die raumwirksame Kante (Umwehrung Dachterrasse) an der SchlossplaEseite wird mit
12,30 m festgeseEt. Für die Staffelgeschoss sind Höhen von rd. 18,80 m, 14,65 m und
10,30 m vorgesehen.

Diesen werden teilweise aufgerundet als Maximalhöhen mit 18,80 m bzw. 15,00 m und
10,30 m festgesetzt. Die Höhe des Foyers beträgt 4,70 m und wird aufgerundet mit 5,00 m
festgesetä. Für die Schlosswache ist eine HöhenfestseEung aufgrund der Einstufung als
Baudenkmal nicht erforderlich, da Maßnahmen am Gebäude in enger Abstimmung mit der
DenkmalschuEbehörde erfolgen. Zusammengefasst stellt sich die HöhenfestseEung wie
folgt dar:

Anzahl der Vollgeschosse

Foyer
Neubau Platzseite
Neubau Nordseite
Neubau Nordseite
Neubau Mitte

I
ill
t l
IV
V

Gebäudehöhe in
4, 00 m über NN

5,00 m
12,30 m
10,30 m
15 ,00  m
18.80 m
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3.2.2

Die Gebäudehöhen beziehen sich auf eine Höhe von 4,00 m über NN (Oberkante
Erd geschossfu ßboden),

Bauweise. Baulinien

Es wird entsprechend der vorhandenen baulich-räumlichen Strukturen und der geplanten
Integration der Schlosswache eine geschlossene Bauweise festgesetä.

Das geplante Vorhaben wird durch Baulinien gesichert. Durch die Baulinien sollen die
raumwirksamen historischen Gebäudekanten und die Raumkanten der Baudenkmale
gesichert werden.

Für die Baulinien gelten folgende Ausnahmen:
. Gebäudeteile können ausnahmsweise um bis zu 0.5 m von der Baulinie zurücktreten.

um eine Gliederung des Gebäudes zu ermöglichen.
. Eingangsbereiche können von der Baulinie zurücktreten, um überdachte

Eingangsbereiche zu sichern.

3.2.3 Reqelunoen für die Stadterhaltuno und den DenkmalschuE

Aufgrund ihrer historischen und städtebaulichen Bedeutung wird die Gesamtfläche der
Innenstadt innerhalb der ehemaligen Befestigungslinien als ein Bereich denkmalpflegerischen
lnteresses betrachtet. Den Schwerpunkt der Denkmalverteilung bildet der Schlossbereich, der
den größten zusammenhängenden denkmalgeschütäen Bereich, bestehend aus den
baulichen Anlagen des Schlosses, der Schlosswache, der Schlossfreiheit und des
Verwaltungsgerichtes sowie der Häusezeile an der Straße SchlossplaE.

Das Schloss und die Umgebung sowie der SchlossplaE (ehemalige Schlossfreiheit) und
der Berliner PlaE unterliegen als Gesamtanlage dem Denkmalschutz und werden im
Bereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes entsprechend gemäß g 9 Abs. 6
BaUGB nachrichtlich gekennzeichnet. Die nachrichtliche Übernahme ist für die
städtebauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig.

Zur Zeit wird die gegenwärtige Gestaltung der Freiflächen der historischen und
städtebaulichen Bedeutung nicht gerecht.

Daher wurde ein Freiflächenkonzept durch das Planungsbüro WES & Partner aus
Hamburg erarbeitet. Der DenkmalschuE wird dabei beachtet. Der Schlossplatz soll neu
gestaltet und vor allem belebt werden. Hier bietet sich künftig eine gastronomische
Nutzung an, die zusäElich Menschen auf den Schlossplatz bringt. Die künftige Bebauung
akzeptiert die Schlossfreiheit und lässt Raum für eine attraktive PlaEgestaltung.

Die Schlosswache ist als Baudenkmal eingestuft und wird entsprechend gemäß $ 9 Abs. 6
BauGB nachrichtlich übernommen. Das Vorhaben bezieht das Baudenkmal durch einen
überdachten Glasanbau zwischen dem Neubau und der Schlosswache mit ein.

Berücksichtigung von Natur und Landschaft

Die UmseEung des Vorhabens ist mit der Beseitigung einer Eibe an der Grenze des
Geltungsbereichs beim SchlossplaE verbunden, ein Ausgleich wird geschaffen. Die
Standorte und Arten der Bäume werden im Freiflächenkonzept festgelegt.

Maßnahmen zum VogelschuE sind dezeit nicht vorgesehen. Der Einsatz von Strukturglas
für Fensteröffnungen ist nicht üblich, bei der Glasfuge würde dieses den Belangen des
DenkmalschuEes entgegenstehen

3.3
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3.4

3.4.1

3.4.2

3.4.3

3.4.4

3.4.5

Erschließung

Anbinduno an die örtliche Erschließuno

lm Zusammenhang mit der Erschließung der Schlossgalerie Oldenburg und der damit
verbundenen Erhöhung des StellplaEangebots sowie dem Wegfall der StellpläEe vor dem
Hallenbad und dem Wegfall von StellpläEen der LzO erfolgt eine Neuordnung der
Erschließungssituation in der Mühlenstraße.

Zur Anbindung des Vorhabens Schlossgalerie wurde von der lngenieurgesellschaft lWs
ein Lösungsvorschlag erarbeitet, der zur Erschließung der Parkdecks der Schlossgalerie
eine doppelgängige Wendelrampe (Spindel) an der Nordseite der Schlossgalerie parallel
zur Mühlenstraße vorsieht. Die heute vorhandene Rampe zum Tiefgeschoss wird
aufgegeben und durch eine neue Rampe (zwei Zufahrtsspuren Pkw bzw. Lkw und eine
gemeinsame Ausfahrtsspur) in veränderter Lage parallel zur Mühlenstraße ersetzt.

lm Zusammenhang mit der Erschließung der Schlossgalerie Oldenburg muss die bisherige
Andienung der LzO über die Tiefgarage unter dem HallenbadparkplaE aufgegeben
werden, weil in diesem Bereich das Basement der Schlossgalerie angeordnet wird, Die
Organisation der Ver- und Entsorgung mit An- und Abfahrten erfolgt dann über die
Haupteingangsbereiche an der Markt- und Schlossplatzseite über die Fußgängerzone.

Pl(/ü- Einstellplätze

Gemäß $ 47 NBauO sind für Bauvorhaben StellpläEe nachzuweisen. Entsprechend den
Anforderungen für Büro- und Verwaltungsräume ergibt sich ein Bedarf von ca. 70
EinstellpläEen für die LzO, die im Bereich der neuen Parkdecks der Schlossgalerie
nachgewiesen werden. Die vorhandenen 35 StellpläEe der Landessparkasse zu
Oldenburg werden überplant und stehen nicht mehr zur Verfügung.

lm Baugenehmigungsverfahren ist der Stellplatznachweis abschließend zu erbringen. Ein
mögliches Stellplatzdefizit ist entsprechend der AblösesaEung der Stadt Oldenburg
auszugleichen.

Fa h rradverkeh r/Fa h rradeinstell plätze

Die Anlage von FahrradstellpläEen ist der Teil der Gesamtplanung der Außenanlagen und
wird im Freiflächenkonzept für den SchlossplaE und den Berliner PlaE berücksichtigt.

Fußläufioe Anbindunq

Die LzO ist über die Marktseite und den SchlossplaE sowie über die Ladenpassage
fußläufig angebunden. Der zur LzO gehörige Teil des Schlosspla?es wird als private

Verkehrsfläche festgesetzt und in die einheitliche Platzgestaltung mit einbezogen.

ÖPNV

lm Zuge der Planung der Schlossgalerie ergeben sich als Folge der neuen Ostfassade
Veränderungen für den Straßenraum im Bereich der angrenzenden Poststraße und damit
auch für die Abwicklung des Busverkehrs und eine Neuordnung der Bushaltestelle. Das
Plangebiet ist durch mehrere Haltestellen im Nahbereich erschlossen.

Ingenieurgruppe für Verkehrswesen und Verfahrensentwicklung, Oppenhofallee 171 , 52066 Aachen, Dez. 2005
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3.5 Abfallentsorg u ng/Ver- und Entsorg u ng

Anderungen der Ver- und Entsorgung ergeben sich ursächlich durch den Neubau der
Schlossgalerie. In diesem Zusammenhang sind Leitungs- und Kanalverlegungen und die
Neuanlage von Schächten vorgesehen.

Der OOV1M hat im Bereich Schlossplatz/Berliner PlaE im künftigen Baufeld Misch- und
Regenwasserkanäle. Die Kanäle müssen weiter südlich außerhalb des Geltungsbereichs
neu hergestellt werden.

Städtebauliche Daten

18 b gesamt ca. 1.960 m2

Vorhaben LzO ca. 1.540 m2

private Verkehrsfläche ca.42O m2

Maßnahmen und Kosten der Planverwirklichung

Die finanziellen Auswirkungen der Bauleitplanung werden im Durchführungsvertrag zum
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan geregelt. Durch die UmseEung des Vorhabens der
LzO entstehen der Stadt keine Kosten. Darüber hinaus gehende Kosten wie die
Umgestaltung des Schlossplatzes werden im Durchführungsvertrag geregelt, in dem auch
der Anteil der Kosten für die Stadt festgelegt wird.

Umweltbericht

Der Umweltbericht als Bestandteil dieser Begründung liegt als gesonderter Textteil an.

4.

5.

6.
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